
Whistleblowerschutz

Die Gesel lschaft muss aufgeklärt werden, dass Whistleblowing eine
Form der Zivi lcourage ist, die unbedingt unterstützt und geschützt
werden muss. Journal istische Quel len werden heute schon als wertvol l
erachtet und sind in Deutschland bereits gut geschützt.

Der Begriff "Whistleblower" hat keine exakte deutsche Entsprechung.
Ein "Whistleblower" ist für uns jemand, der Missstände und i l legales
Handeln, wie beispielsweise Korruption, Insiderhandel oder
al lgemeine Gefahren, von denen er an seinem Arbeitsplatz, bei
medizinischen Behandlungen oder bei anderen Gelegenheiten
erfährt, an die Öffentl ichkeit bringt.

Die Piratenpartei Deutschland erachtet Whistleblower als wichtiges
Korrektiv in jeder freien und demokratischen Gesel lschaft. Dazu ist
einerseits erforderl ich, eine al lgemeine gesetzl iche Regelung zum
Schutz von Whistleblower zu finden. Andererseits muss die
Gesel lschaft darüber aufgeklärt werden, dass Whistleblower einen
gesel lschaftl ichen Wert haben, wie dies für Presseinformanten schon
etabl iert ist.

Recht

Wir lehnen eine Aushöhlung des Anspruches auf den gesetzl ichen
Richter durch Phänomene wie "forum shopping" und "fl iegenden
Gerichtsstand" ab. Es darf nicht im Bel ieben eines Klägers stehen, die
Klage gerade dort zu erheben, wo er sich die besten Chancen
ausrechnet. Durch die Rechtsprechung, bei Veröffentl ichungen im
Internet einen Erfolg überal l anzunehmen, wo der entsprechende
Inhalt abgerufen werden kann, ist das Konzept des Gerichtsstandes
am Erfolgsort nicht mehr zeitgemäß und erlaubt die wi l lkürl iche
Auswahl eines bel iebigen Gerichts. Wir wol len eindeutig regeln,
welches Gericht für die Entscheidung eines Rechtsstreits zuständig
ist.

Informationsfreiheitsgesetze

In deutschen Behörden galt bisher der Grundsatz der
Amtsverschwiegenheit. Um in Akten der öffentl ichen Verwaltung
einsehen oder aus ihnen Auskünfte erlangen zu können, musste ein
berechtigtes Interesse nachgewiesen werden.

Nahezu al le westl ichen Industrienationen gewähren dagegen zum Tei l
schon seit längerem ein voraussetzungsloses jedermanns Recht auf
Akteneinsicht und Aktenauskunft, ohne dass die Anträge begründet
werden müssen. Erst seit wenigen Jahren gewinnt Deutschland
langsam Anschluss an diesen internationalen Standard.

Immer mehr setzt sich auch hier die Erkenntnis durch, dass
Transparenz der öffentl ichen Verwaltung nicht nur die demokratischen
Betei l igungsrechte der Bürgerinnen und Bürger stärkt und damit der
Staatsverdrossenheit entgegenwirkt, sondern dass sie Manipulationen
und Korruption erschwert.

Jedermann hat, ohne einen Grund für seinen Antrag angeben zu
müssen, grundsätzl ich freien, ersatzweise beschränkten
Informationszugang zu al len – hoheitl ichen und fiskal ischen –
Verwaltungsvorgängen.

Wirtschaft und Finanzen

Die Wirtschafts-, Finanz- und Sozialordnung sol l a l len Menschen und
der Gemeinschaft dienen. Traditionel le Kennzahlen, wie etwa das
Bruttoinlandsprodukt (BIP) oder die Wachstumsrate, die nur bedingt
mit dem Wohlstand der Menschen und der Nachhaltigkeit des
Wirtschaftens verknüpft sind, sol len daher nicht mehr al leinige
Orientierungsgrößen für die Wirtschaftspol itik sein.

Präambel

Im Zuge der Digitalen Revolution al ler Lebensbereiche sind trotz al ler
Lippenbekenntnisse die Würde und die Freiheit des Menschen in bisher
ungeahnter Art und Weise gefährdet.

Die Global isierung des Wissens und der Kultur der Menschheit durch
Digital isierung und Vernetzung stel lt deren bisherige rechtl iche,
wirtschaftl iche und soziale Rahmenbedingungen ausnahmslos auf den
Prüfstand.

Informationel le Selbstbestimmung, freier Zugang zu Wissen und Kultur
und die Wahrung der Privatsphäre sind die Grundpfei ler der zukünftigen
Informationsgesel lschaft. Nur auf ihrer Basis kann eine demokratische,
sozial gerechte, freiheitl ich selbstbestimmte, globale Ordnung
entstehen.

Die Piratenpartei versteht sich daher als Tei l einer weltweiten
Bewegung, die diese Ordnung zum Vortei l a l ler mitgestalten wi l l .

Das Leitbi ld der Piraten ist eine Ordnung, die sowohl freiheitl ich als
auch gerecht als auch nachhaltig gestaltet ist.

Freiheitl ich ist eine Gesel lschaftsordnung, in der die individuel le
Entfaltung des Menschen im Mittelpunkt steht. Sie wird durch das
Gemeinwohl sowohl gestärkt als auch beschränkt. Deshalb sind
Freiheit und Verantwortung untrennbar miteinander verbunden.

Gerecht bedeutet, dass die Rahmenbedingungen in Wirtschaft und
Gesel lschaft so gestaltet sind, dass sowohl eine Tei lhabe als auch ein
angemessenes Leben grundsätzl ich gewährleistet werden.

Nachhaltig ist ist ein auf Dauer angelegter, verantwortungsvol ler
Umgang mit Ressourcen und der Umwelt. Die Haushalts- und
Subventionspol itik, sowie das Finanzsystem, müssen dem Menschen
und der Realwirtschaft langfristig dienen.

Dabei ist für Piraten Wirtschaftspol itik nicht gleich Wachstumspol itik.
Die über den Markt verkauften Güter und Dienstleistungen sind nur
ein sehr unvol lständiges und zuwei len irreführendes Maß für den
Wohlstand und für die Lebensqual ität in einer Gesel lschaft.

Damit eine freie Marktwirtschaft auch sozial ist, müssen die Rechte
der Konsumentinnen und Konsumenten gegenüber der Macht der
Anbieter gestärkt werden.

Die technologische Entwicklung ermögl icht es, dass nicht mehr jede
monotone, wenig sinnstiftende oder sogar gefährl iche Aufgabe von
Menschenhand erledigt werden muss. Wir sehen dies als großen
Fortschritt, den wir begrüßen und weiter vorantreiben wol len. Daher
betrachten wir das Streben nach absoluter Vol lbeschäftigung als
weder zeitgemäß noch sozial wünschenswert. Stattdessen wol len wir
uns dafür einsetzen, dass al le Menschen gerecht am
Gesamtwohlstand betei l igt werden und werden dazu die Einführung
eines bedingungslosen Grundeinkommens prüfen.

Um al len Menschen eine würdige Existenz und die Tei lhabe am
gesel lschaftl ichen Leben zu ermögl ichen, werden wir uns daher für
einen bundesweiten gesetzl ichen Mindestlohn einsetzen. Mittelfristig
wol len wir jedoch mit dem "Recht auf sichere Existenz und
gesel lschaftl iche Tei lhabe" ein umfassenderes System zur
al lgemeinen, bedingungslosen Existenzsicherung etabl ieren.

Der weltweite Ausbau eines freien Internets ist daher nicht nur ein
ideel les, sondern auch ein wirtschaftspol itisches Ziel der Piratenpartei .

Rentenpolitik

Wir Piraten setzen uns für eine nachhaltige Bekämpfung der
Altersarmut, die direkte Folge der über Jahrzehnte verfehlten
Rentenpol itik ist, ein. Auch für das langfristige Ziel eines
bedingungslosen Grundeinkommens wird das Rentensystem
angepasst. Jeder Rentner sol l im Alter eine Mindestrente erhalten,
welche eine sichere Existenz und gesel lschaftl iche Tei lhabe
ermögl icht. Deshalb muss das bisherige Rentensystem so umgestaltet
werden, dass die zukünftigen Rentner wieder von einer sicheren Rente
im Alter ausgehen können. Um diese Ziele zu erreichen, muss das
Rentensystem so umgestaltet werden,dass die Einnahmebasis
verbreitert und die Stärkeren sich angemessen mit Beiträgen an der
Rentenversicherung betei l igen.

Al le bestehenden Rentensysteme, berufsständische
Versorgungssysteme und Pensionen im öffentl ichen Dienst werden zu
einer Rentenkasse zusammengeführt.

Al le steuerpfl ichtigen Einkommen und Kapitalerträge werden zur
Zahlung von Rentenbeiträgen verpfl ichtet. Keine Berufsgruppe wird
ausgenommen, die Bemessungsgrenze sol l entfal len. In die
Rentenkasse zahlen al le in Deutschland lebenden Menschen

einkommensabhängig ein.

Die staatl iche Rentenkasse verwaltet sich eigenverantwortl ich, ohne
direkten Zugriff durch den Staat. Der Staat schafft den gesetzl ichen
Rahmen. Die Rentenkasse ist für die Rente zweckgebunden!

Europa

Wir Piraten sind uns der Bedeutung der europäischen Einigung für
Frieden, Freiheit, Wohlstand und Rechtsstaatl ichkeit auf diesem
Kontinent bewusst. Wir erkennen an, dass diese Errungenschaften
weder selbstverständl ich noch garantiert sind, sondern eines
ständigen aktiven Einsatzes und Ausgestaltung durch die Menschen in
Europa bedürfen.

Als Tei l einer transnationalen pol itischen Bewegung, deren
Kommunikationsraum keine staatl ichen Grenzen kennt, sehen wir uns
in einer besonderen Verantwortung, den Bestand der europäischen
Idee sicherzustel len. Ziel ist es, sie unter Einbeziehung der historisch
gewachsenen kulturel len Unterschiede innerhalb Europas
fortzuentwickeln. Dabei sehen wir unsere europäischen Nachbarn als
Mitgl ieder einer Famil ie. Europapol itik ist keine Außenpol itik.

Unser Ziel ist es, ein durch eine gemeinsame Verfassung
konstituiertes rechtsstaatl iches, demokratisches und soziales Europa
zu gestalten. In einem Europa der Bürger und Regionen steht der
Mensch mit seinem Handeln im Mittelpunkt. Mögl ichkeiten der
Bürgerbetei l igung am pol itischen Prozess auf europäischer, nationaler,
regionaler und lokaler Ebene müssen transparent, einfach
wahrzunehmen, barriere- und kostenfrei gestaltet werden, um die
Demokratie und mit ihr die europäische Einigung zu stärken.

Außen- und Sicherheitspolitik

Piraten denken und handeln global . Wir formul ieren nicht die
Interessen Deutschlands oder Europas, sondern eine Außenpol itik,
welche die Bedürfnisse al ler Menschen im Bl ick hat.

Leitmotiv des globalen Handelns der Piratenpartei ist das Engagement
für Menschenrechte und eine gerechte Wirtschafts- und
Gesel lschaftsordnung. Wir treten weltweit für die Förderung der
Zivi lgesel lschaft und die Lösung von Konfl ikten mit friedl ichen Mitteln
ein.

International wol len wir geeignete Rahmenbedingungen für offene
Märkte und freien Informationsaustausch herstel len. Viele
gegenwärtige wirtschaftspol itische Absprachen öffnen Märkte nicht,
sondern sichern einmal erworbene Vortei le z.B. durch
Handelsabkommen und Subventionen ab. Dies ist vielfach zum
Nachtei l a l ler Verbraucher sowie zum Nachtei l vieler
Volkswirtschaften.

International ist Transparenz in den Verhandlungen und Verträgen
ebenso wichtig wie im nationalen Rahmen. Jeder Bürger hat das Recht
auf Einsicht in al le Unterlagen, da es seine Pol itik ist - und nicht die
Pol itik und der Herrschaftsanspruch von Anderen.

Die Tei lhabe am digitalen Leben ist ein weltweites Gut. Zur
Verwirkl ichung einer gerechteren Welt ist der freie Informations- und
Meinungsaustausch innerhalb einer werdenden transnationalen
Gemeinschaft entscheidend. Die Mögl ichkeit zur gleichberechtigten
Tei lhabe jedes Individuums, insbesondere zu Anl iegen, die einen selbst
betreffen, ist sicherzustel len.
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Mehr Demokratie wagen

Wir Piraten streben eine mögl ichst hohe demokratische
Gleichberechtigung al ler Menschen an. Deswegen ist es Ziel der
Piratenpartei , d ie direkten und indirekten demokratischen
Mitbestimmungsmögl ichkeiten jedes Einzelnen zu steigern und die
Partizipation jedes einzelnen Mitbürgers an der Demokratie zu fördern.

Eine mögl ichst große und sinnvol le Gewaltentei lung im Staat erachten
wir Piraten als absolut notwendig. Gerade die Unabhängigkeit der
Judikative, vor al lem des Bundesverfassungsgerichtes, gi l t es zu stärken
und zu fördern, da es sich mehrfach als Schützer der Grundrechte der
Einzelnen vor Legislative und Exekutive erwiesen hat.

Wir Piraten setzen uns für mehr Freiheit und Unabhängigkeit des
einzelnen Abgeordneten in den Parlamenten ein. Um Fraktionsdiszipl in
und Parteiendruck zu verringern, muss der Einfluss der Wähler auf die
personale Zusammensetzung der Parlamente gestärkt werden. Zu
diesem Zweck ist auch für die Wahlen auf Bundes- und Landesebene
die Mögl ichkeit zu schaffen, Kandidaten verschiedener Parteien zu
wählen (Panaschieren) und auch gezielt einzelne Kandidaten durch
Kumul ieren zu stärken. Der Einfluss taktischer Stimmabgabe ist zu
verringern, damit kleine und neue Parteien ihr reales Wählerpotential
ausschöpfen können.

Urheberrecht und nicht-kommerzielle Vervielfältigung

Die derzeitigen gesetzl ichen Rahmenbedingungen im Bereich des
Urheberrechts beschränken jedoch das Potential der aktuel len
Entwicklung, da sie auf einem veralteten Verständnis von so genanntem
"geistigem Eigentum" basieren, welches der angestrebten Wissens-
oder Informationsgesel lschaft entgegen steht.

Systeme, welche auf einer technischen Ebene die Vervielfältigung von
Werken be- oder verhindern ("Kopierschutz" , "DRM", usw.), verknappen
künstl ich deren Verfügbarkeit, um aus einem freien Gut ein
wirtschaftl iches zu machen. Die Schaffung von künstl ichem Mangel aus
rein wirtschaftl ichen Interessen erscheint uns unmoral isch, daher
lehnen wir diese Verfahren ab.

Wir sind der Überzeugung, dass die nichtkommerziel le Vervielfältigung
und Nutzung von Werken als natürl ich betrachtet werden sol lte und die
Interessen der meisten Urheber entgegen anders lautender
Behauptungen von bestimmten Interessengruppen nicht negativ
tangiert.

Daher fordern wir, das nichtkommerziel le Kopieren, Zugängl ichmachen,
Speichern und Nutzen von Werken nicht nur zu legal isieren, sondern
expl izit zu fördern, um die al lgemeine Verfügbarkeit von Information,
Wissen und Kultur zu verbessern, denn dies stel lt eine essentiel le
Grundvoraussetzung für die soziale, technische und wirtschaftl iche
Weiterentwicklung unserer Gesel lschaft dar.

Ausgleich zwischen Ansprüchen der Urheber und der Öffentl ichkeit

Es sind daher Rahmenbedingungen zu schaffen, welche eine faire
Rückführung in den öffentl ichen Raum ermögl ichen. Dies schl ießt
insbesondere eine drastische Verkürzung der Dauer von
Rechtsansprüchen auf urheberrechtl iche Werke unter die im TRIPS-
Abkommen vorgegebenen Fristen ein.

Patentwesen

Grundsätzl ich wol len wir einen freieren Markt ohne die hinderl ichen
Beschränkungen der derzeitigen Patentpraxis erreichen. Wir fordern,
dass das Patentsystem reformiert oder durch sinnvol lere Regelungen
ersetzt wird. Keinesfal ls darf es durch innovationsfeindl iche Regelungen
ergänzt werden.

Generel l sind ein zunehmender Abbau von Monopolen und eine Öffnung
der Märkte erklärtes pol itisches Ziel unserer Partei .

Patente in der Informationsgesel lschaft

Wir lehnen Patente auf Lebewesen und Gene, auf Geschäftsideen und
auch auf Software einhel l ig ab, wei l sie unzumutbare und
unverantwortl iche Konsequenzen haben, wei l sie die Entwicklung der
Wissensgesel lschaft behindern, wei l sie gemeine Güter ohne
Gegenleistung und ohne Not privatisieren und wei l sie kein
Erfindungspotential im ursprüngl ichen Sinne besitzen.

Freie demokratisch kontrollierte technische Infrastruktur

In unserer modernen Informations- und Kommunikationsgesel lschaft ist
es von außerordentl icher Wichtigkeit, dass al le Bürger jederzeit die vol le
Kontrol le über ihre Informationsverarbeitung und Kommunikation
erlangen können, sofern sie dies wünschen

Freie Software

Wir setzen uns für die Förderung von Software ein, die von al len
uneingeschränkt benutzt, untersucht, verbreitet und verändert werden
kann.

Insbesondere Bi ldungseinrichtungen und die gesamte öffentl iche
Verwaltung sol len schrittweise darauf hinarbeiten ihre gesamte
technische Infrastruktur auf Freie Software umzustel len, um so
langfristig Kosten für die öffentl ichen Haushalte und die Abhängigkeit
von einzelnen Herstel lern zu reduzieren.

Teilhabe am digitalen Leben

Der Wandel zur digitalen Gesel lschaft stel lt einen enormen
Entwicklungssprung dar. Sie wirkt sich massiv auf unser soziales Leben,
pol itische Prozesse und unser wirtschaftl iches Handeln aus. Freie
Kommunikation wirkt wie ein Katalysator für die Weiterentwicklung der
Gesel lschaft und legt mit den neuen digitalen Technologien bisher
ungeahnte Potenziale frei . Der freie Informationsfluss schafft mündige
Bürger, die in der Lage sind ihre Freiheit wirkungsvol l gegen total itäre
Tendenzen zu verteidigen. Die freie Vernetzung ermögl icht es Angebot
und Nachfrage al ler Art einfach zusammenzubringen. Die Mögl ichkeiten
der digitalen Kommunikation sind aus der modernen Gesel lschaft nicht
mehr wegzudenken und müssen auch durch staatl iches Handeln
sichergestel lt und sogar gefördert werden.

Umgang mit digitaler Technologie lernen

Es muss sichergestel lt werden, dass jedes Mitgl ied der Gesel lschaft die
Mögl ichkeit zu angemessenem Zugang zur digitalen Kommunikation
erhält.

Zur Vermittlung von Medienkompetenz müssen die Schulen sowohl
inhaltl ich als auch technisch immer auf der Höhe der Zeit sein. Der
kritische Umgang mit modernen Medien, ihre effektive Nutzung und die
kreative Gestaltung müssen in Bi ldungseinrichtungen fest in den
Lehrauftrag integriert werden. Dabei kommt neben den Schulen auch
den Eltern eine wichtige Rol le zu. In der komplexen Medienwelt müssen
die Eltern die notwendige Hi lfe bekommen, um mit der Entwicklung
schritthalten zu können. Für eine gelungene Erziehung müssen sie die
Welt, in der ihre Kinder aufwachsen, ihre Mögl ichkeiten und Gefahren
kennen und verstehen.

Privatsphäre und Datenschutz

Die überwachte Gesel lschaft entsteht momentan al lein dadurch, dass
sie technisch mögl ich geworden ist und den Interessen von Wirtschaft
und Staat gleichermaßen dient. Die Piratenpartei sagt dieser

Überwachung entschieden den Kampf an.

Das Recht auf Wahrung der Privatsphäre ist ein unabdingbares
Fundament einer demokratischen Gesel lschaft. Die Meinungsfreiheit
und das Recht auf persönl iche Entfaltung sind ohne diese
Voraussetzung nicht zu verwirkl ichen.

Speziel l eine verdachtsunabhängige Vorratsdatenspeicherung von
Kommunikationsdaten widerspricht nicht nur der
Unschuldsvermutung, sondern auch al len Prinzipien einer freiheitl ich
demokratischen Gesel lschaft. Der vorherrschende Kontrol lwahn stel lt
eine weitaus ernsthaftere Bedrohung unserer Gesel lschaft dar als der
internationale Terrorismus und erzeugt ein Kl ima des Misstrauens und
der Angst.

In einem verdeckten Eingriff in informationstechnische Systeme (z.B.
mittels so genannter Bundes- oder Staatstrojaner) durch staatl iche
Stel len erkennen wir immer einen unverhältnismässigen Eingriff in das
Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraul ichkeit und Integrität
informationstechnischer Systeme.

Das Recht des Einzelnen, die Nutzung seiner persönl ichen Daten zu
kontrol l ieren, muss gestärkt werden. Dazu müssen insbesondere die
Datenschutzbeauftragten völ l ig unabhängig agieren können.

Transparenz des Staatswesens

Verwaltung und Pol itik müssen endl ich auch in der Hinsicht ihrer
Transparenz gegenüber dem Bürger ihren Dienstleistungscharakter
anerkennen und sich grundlegend darauf ausrichten, einen
Informationszugang für die Bürger effizient, komfortabel und mit
niedrigen Kosten zu ermögl ichen.

Die Abkehr vom "Prinzip der Geheimhaltung", der Verwaltungs- und
Pol itikvorstel lung eines überkommenen Staatsbegriffs, und die
Betonung des "Prinzips der Öffentl ichkeit" , das einen mündigen
Bürger in den Mittelpunkt staatl ichen Handelns und Gestaltens stel lt,
schafft nach der festen Überzeugung der Piratenpartei die
unabdingbaren Voraussetzungen für eine moderne
Wissensgesel lschaft in einer freiheitl ichen und demokratischen
Ordnung.

Die Piratenpartei setzt sich für eine Kennzeichnungspfl icht für
Pol izeibeamte ein.

Verträge zwischen öffentl ichen Einrichtungen/Behörden/Regierung/etc.
und Privatfirmen müssen im Sinne des transparenten Staates
öffentl ich sein.

Freier Zugang zu öffentlichen Inhalten

Die Piratenpartei setzt sich dafür ein, dass mögl ichst al le durch
öffentl ichen Stel len erzeugten oder mit Hi lfe öffentl icher Förderung
entstanden Inhalte der breiten Öffentl ichkeit frei zugängl ich gemacht
werden. Die Verfügbarkeit darf nicht durch Antragsverfahren,
Lizenzen, Gebühren oder technische Mittel erschwert werden. Die
Inhalte werden in offenen Formaten onl ine zur Verfügung gestel lt und
archiviert. Weiterverbreitung sowie kommerziel le Nutzung sind
ausdrückl ich gestattet.

Bildung

Jeder Mensch hat das Recht auf freien Zugang zu Information und
Bi ldung. Dies ist in einer freiheitl ich-demokratischen Gesel lschaft
essentiel l , um jedem Menschen, unabhängig von seiner sozialen
Herkunft, ein größtmögl iches Maß an gesel lschaftl icher Tei lhabe zu
ermögl ichen. Mit diesem Ziel ist das Hauptanl iegen institutionel ler
Bi ldung die Unterstützung bei der Entwicklung zur mündigen,
kritischen und sozialen Person. Dabei sol len die Belange des

Lernenden im Vordergrund stehen.

Der freie Zugang zu Information und Bi ldung ist jedoch nicht nur im
Hinbl ick auf die gesel lschaftl iche Entwicklung notwendig, sondern
auch im Hinbl ick auf die wirtschaftl iche Entwicklung unserer
Gesel lschaft. Bi ldung ist eine der wichtigsten Ressourcen der
deutschen Volkswirtschaft, da nur durch den Erhalt, d ie Weitergabe
und die Vermehrung von Wissen Fortschritt und gesel lschaftl icher
Wohlstand auf Dauer gesichert werden können.

Bi ldungsgebühren jegl icher Art schränken den Zugang zu Bi ldung ein
und sind deshalb kategorisch abzulehnen. Aus diesem Grund ist auch
die Lehrmittelfreiheit zu befürworten. Diese ist am besten dadurch
herzustel len, dass die Verwendung und das Schaffen von freien
Werken zur Vermittlung von Wissen unterstützt und ausgebaut wird.

Die Piraten setzen sich deshalb für eine kostenlose und auf Wunsch
ganztägige Betreuung in wohnortnahen (oder wahlweise
arbeitsplatznahen) Kindertagesstätten mit sinnvol len Öffnungszeiten
für Kinder ab dem dritten Geburtstag ein.

Wissenschaft und Forschung

Wissenschaft ist ein wesentl icher Tei l der Kultur und dient nicht nur als
Grundpfei ler für technologische Entwicklung, sondern auch für die
intel lektuel le Entfaltung. Dazu leisten sowohl die erzielten Ergebnisse
und deren Anwendungen als auch der Prozess des wissenschaftl ichen
Erkenntnisgewinns ihren Beitrag. Die Wertschätzung und Förderung
der Wissenschaft sind daher eine wichtige gesamtgesel lschaftl iche
Aufgabe, die nicht durch kurzsichtige wirtschaftl iche Interessen
gesteuert werden darf. Insbesondere die Grundlagenforschung, die
keinen direkten praktischen oder monetären Nutzen anstrebt, muss
gefördert werden.

Wissenschaftl iche Erkenntnisse an sich unterl iegen keiner ethischen
Bewertung, eine Beeinflussung der wissenschaftl ichen Entwicklung
insbesondere in Form von Einschränkungen und Verboten aus
pol itischen, rel ig iösen oder sonstigen ideologischen Gründen ist
deshalb abzulehnen. Konkrete Verfahrensweisen sowie praktische
Anwendungen neu gewonnener Erkenntnisse müssen hingegen auf
deren Vereinbarkeit mit ethischen und gesel lschaftl ichen Normen
überprüft und bei Notwendigkeit eingeschränkt werden.

Ebenso ist die Finanzierung von Forschungsprojekten und
-einrichtungen transparent zu dokumentieren, um potentiel le
Interessenskonfl ikte und Einflussnahmen erkennen zu können.
Insbesondere bei der Verwendung wissenschaftl icher Studien als
Grundlage für pol itische Entscheidungen muss rigoros auf die
Einhaltung entsprechender Transparenzforderungen geachtet werden.

Rechtl iche Schranken, die der Verhinderung von freiem
Wissensaustausch insbesondere zum Zwecke der Überprüfung, der
weitergehenden Forschung und der Bi ldung dienen, sind zu
vermeiden. Aus öffentl icher Hand (tei l -)finanzierte wissenschaftl iche
Informationen und Forschungsergebnisse sol len auch der
Öffentl ichkeit zugute kommen und damit für al le Bürger einfach und
frei zugängl ich sein.

Normen sind etwas Al lgemeingültiges und sol len jedem zugängl ich
sein. Es ist im Interesse des Verbrauchers und im Sinne des
Transparenzgedankens hierbei keine finanziel len Hürden überwinden
zu müssen. Die Finanzierung sol l durch den Staat erfolgen; dies
scheint in Anbetracht des Nutzens als gerechtfertigt.

Recht auf sichere Existenz und gesellschaftliche
Teilhabe

Jeder Mensch hat das Recht auf eine sichere Existenz und

gesel lschaftl iche Tei lhabe.

Die Piratenpartei setzt sich daher für Lösungen ein, die eine sichere
Existenz und gesel lschaftl iche Tei lhabe individuel l und bedingungslos
garantieren und dabei auch wirtschaftl iche Freiheit erhalten und
ermögl ichen. Wir wol len Armut verhindern, nicht Reichtum.

Suchtpolitik

Von alters her sind Rausch und Sucht Bestandtei l jeder Kultur. Diese
Tatsache erfordert es, sich vorurtei lsfrei mit dem Konsum von
Genussmitteln und dessen Folgen auseinanderzusetzen, um mit einer
pragmatischen Suchtpol itik Schaden von der Gesel lschaft
abzuwenden.

Die bisherige, repressive, vorwiegend auf Abstinenz abzielende
Drogenpol itik ist offensichtl ich gescheitert: Sie schuf einen
Schwarzmarkt, der weder Jugend- noch Verbraucherschutz kennt und
die Rechte von Nichtkonsumierenden ignoriert.

Der Konsum und der Erwerb von Genussmitteln muss legal isiert
werden. Andernfal ls ist der Staat nicht in der Lage, regul ierend
einzugreifen. Durch die Prohibition stiehlt sich der Staat fahrlässig aus
der Verantwortung und überlässt seine Bürger einem
unkontrol l ierbarem Schwarzmarkt ohne Jugend -und
Verbraucherschutz.

Nicht jeder kann mit Genussmitteln verantwortungsvol l umgehen.
Abhängige und Abhängigkeitsgefährdete brauchen unser Verständnis
und niedrigschwel l igen Zugang zu al len Ebenen der Suchthi lfe.

Jugendschutz

Die individuel le Freiheit eines jeden Menschen eines der höchsten
Güter, die es zu schützen gi lt, und eine Einschränkung dieser
ausgehend vom Staat ist nur dann gerechtfertigt, wenn die Freiheit
Dritter beschnitten oder ihre Sicherheit gefährdet wird.
Jugendschutzmaßnahmen stel len eine solche Einschränkung dar, da
sie eine Fi lterung der Einflüsse auf Heranwachsende bewirken. Sie
sol lten daher nur erlassen werden, wenn sie direkt dem wichtigen Ziel
des Schutzes der Jugend dienen und durch deren Einsatz eine
nachgewiesene Gefährdung von Kindern und Jugendl ichen
abgewendet werden kann.

Anstel le der Überregul ierung und Bevormundung von Bürgern, welche
die Grundlage der jetzigen Jugendschutzregelungen bi lden, muss der
Schwerpunkt von Jugendschutzbestimmungen bei Aufklärung und
Vermittlung von Medienkompetenz sowohl für die Kinder und
Jugendl ichen als auch für die Erziehungsberechtigten l iegen. Der
verantwortungsvol le Umgang mit Medien muss in der Gesel lschaft
durch umfassende Bi ldungs- und Informationsmaßnahmen gefördert
werden.

Argumente des Jugendschutzes werden oftmals dazu verwendet, den
Zugang zu bestimmten Inhalten, wie beispielweise Fi lmen und
Videospielen, in Deutschland erhebl ich zu erschweren. Zwar sol l
etwaiger Jugendschutz, wie der Name schon sagt, ausschl ießl ich für
Minderjährige gelten, die aktuel le Gesetzeslage in Bezug auf Medien
schränkt al lerdings auch Vol l jährige ein.




